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D ie Zahlen sind noch gering, 
doch der Trend zeigt steil 
nach oben: 2014 gab es in 

Deutschland knapp 50 000 Studen-
ten ohne Abitur oder Fachabi. Das 
ist Rekord: 2010 waren es nur halb 
so viele, im Jahr 1997 erst 8 500, 
meldet das CHE Centrum für Hoch-
schulentwicklung. Die Zahl der An-
fänger ohne schulische Hochschul-
berechtigung, dafür mit Lehre, be-
trug 2014 schon 14 000. 

Bundesbildungsministerin Jo-
hanna Wanka (CDU) zeigt sich er-
freut: „Die Öffnung der Hochschu-
len für neue Zielgruppen ist die 
zeitgemäße Antwort auf Fachkräf-
tebedarf und demografischen Wan-
del.“ Dass Nicht-Abiturienten mit 
Berufsausbildung an Hochschulen 
studieren dürfen, hatte Kanzlerin 
Angela Merkel (CDU) mit den Län-
derchefs schon auf dem Dresdener 
Bildungsgipfel von 2008 vereinbart. 
Die rechtliche Umsetzung in den 
Ländern dauerte jedoch Jahre, zu-
dem musste sich diese Möglichkeit 

erst bei Eltern, Lehrern und den 
Azubis selbst herumsprechen. 

Hintergrund war einerseits das 
Ziel, mehr Akademiker zu gewinnen. 
Dieses ist heute, wo bereits die Hälfte 
eines Jahrgangs ein Studium beginnt 
und die Wirtschaft zunehmend Pro-
bleme hat, Azubis zu finden, nicht 
mehr so wichtig. Das zweite Ziel der 
Bildungspolitiker aller Couleur ist je-
doch die „Durchlässigkeit“ – also die 
Möglichkeit, dass auch Gesellen stu-
dieren können. Die Lehre soll da-
durch insgesamt attraktiver werden, 
damit mehr Schulabgänger nach 

dem mittleren Schulabschluss zu-
nächst eine Berufsausbildung ma-
chen und nicht von vorneherein auf 
das Abitur fokussiert sind. 

„Vor allem Fachhochschulen ha-
ben sich für beruflich Qualifizierte 
geöffnet “, sagt Sigrun Nickel vom 
CHE. Dort bringen vier Prozent der 
Anfänger weder Abi noch Fachabi 
mit, bei den Universitäten sind es 
knapp zwei Prozent. Auffallend sei, 
dass 2014 rund zehn Prozent ein Stu-
dium im Bereich Medizin/Gesund-
heitswissenschaften aufnahmen, 
2002 war es nicht mal jeder Hun-
dertste. „Der deutliche Zuwachs 
kann eine Folge der fortschreiten-
den Akademisierung von Gesund-
heitsberufen sein“, so Nickel.

Aus der Lehre an die Uni: Vor allem Fachhochschulen ziehen zunehmend beruflich Qualifizierte an. 

Ohne Abitur in die Vorlesung

14 000 
Menschen ohne Abitur 
 oder Fachabi begannen 
2014 ein Studium.

Quelle: Centrum f. Hochschulentwicklung

► Rektorstelle an Grundschu-
len bringt 150 Euro mehr.

► Die Lage wird sich in den 
nächsten Jahren verschärfen.

Noah Gottschalk
Düsseldorf

S
abine Behling liebt ihren 
Job. Seit 16 Jahren über-
reicht die Frau mit den 
kurzen blonden Haaren 
und den knallrosa Lippen 

ihren Schülern die Abschlusszeug-
nisse, sie eröffnet das Schulfest 
und verhandelt mit dem Träger 
über Sanierungsarbeiten am Ge-
bäude. Schulleiteralltag – und doch 
keine Routine: „Ich komme immer 
noch jeden Morgen gerne in die 
Schule. Der Umgang mit den ver-
schiedenen Menschen liegt mir 
einfach.“

Doch damit steht Frau Behling 
zusehends allein da. Immer häufi-
ger finden sich keine Lehrer mehr, 
die bereit sind, sich für einen klei-
nen Gehaltsaufschlag den Stress 
des Rektorenjobs anzutun.

 Deutschlands Schulen mangelt 
es an Führung. So lautete denn 
auch der Befund der gut 2000 
Schulleiter aus dem ganzen Bun-
desgebiet, die sich vergangenen 
Freitag in Düsseldorf zum Kon-
gress trafen.

Die Zahlen aus Nordrhein-West-
falen sprechen für sich: Laut dem 
Schulministerium in Düsseldorf 
fehlt 745 von 5435 Schulen die Lei-
tung. Besonders dramatisch ist die 
Lage an den Grundschulen. Ledig-
lich 88 Prozent der Schulleitungs-
stellen sind besetzt, 345 Grund-
schulen werden kommissarisch ge-
leitet oder müssen improvisieren.

Noch schlimmer ist die Situation 
an den Hauptschulen. Über 40 

Prozent der Leitungsposten sind 
vakant – auch wenn das laut Minis-
terium vor allem daran liegt, dass 
die Bildungsstätten alsbald ge-
schlossen werden. An ihre Stelle 
sollen dann Gemeinschafts- oder 
Gesamtschulen treten. Aber auch 
diese Einrichtungen dürften sich 
schwertun, wenn niemand aus 
dem Lehrkörper den Hut aufset-
zen mag.

So ist, was früher einmal ein 
hochgeachteter und begehrter 
Posten war, heute kaum mehr at-
traktiv für junge Studienräte. „Un-
ser Beruf ist chronisch unterbe-
zahlt“, sagt etwa Christof Marusch-
ka, Direktor der Goetheschule 
Dieburg in Hessen.

Seine Fachkollegen auf dem Düs-
seldorfer Kongress stimmen zu. 
Und sie haben düstere Prognosen 
dabei. Denn viele Schulleiter ste-
hen kurz vor dem Ruhestand und 
werden in den kommenden Jahren 

pensioniert. Wo also ansetzen? 
Gerhard Neeb, zuständig für die 

Akquise neuer Führungskräfte für 
hessische Schulen, macht einen 
Vorschlag: „Schulleiter brauchen 
mehr Zeit für ihren Job, an vielen 
Stellen mangelt es an Ressourcen. 
Mehr Personal muss eingestellt 
werden, um die Schulleitungen 
beispielsweise bei Verwaltungsauf-
gaben zu entlasten.“ Besonders an 
kleineren Schulen müssten die Di-
rektoren oft zusätzlich auch noch 
Hausmeister, Sekretariat, Repara-
turservice und Klassenlehrer sein. 
Gerade das Unterrichten fehle vie-
len Schulleitern, so Neeb.

„Warum soll ich mein Arbeitspen-
sum für zehn Prozent mehr Geld 
verdoppeln?“, fragt Neeb. Direkto-
rin Sabine Behling hält das Plus für 
„Schmerzensgeld“. So bekommt ei-
ne Grundschullehrerin in Nord-
rhein-Westfalen brutto etwa 3470 
Euro monatlich. Mit der Zusatz-
funktion „Schulleitung“ kämen le-
diglich circa 150 Euro dazu. Recht-
fertigt dieser Betrag den Mehrauf-
wand? Immer mehr Lehrer beant- 
worten diese Frage mit Nein. 

Für die Schulen und ihre Schüler 
ist das oft eine Katastrophe. Gerade 
kleine Einrichtungen leben von der 
Qualität und Kreativität ihrer Füh-
rung. Schulleiter sind zudem ver-
antwortlich für die wirtschaftliche 
Situation ihres Hauses und müssen 
komplizierte politische Entschei-
dungen umsetzen. Nicht wenige 
vergleichen den Job daher mit dem 
des Geschäftsführers eines mittel-
ständischen Unternehmens – nur, 
dass der mehr verdient. 

„Die Gehälter von uns sind mit 
denen in der freien Wirtschaft nicht 
vergleichbar“, sagt Gisa Michaelis, 
Direktorin einer Oberschule in 
Brandenburg. Doch der Job habe 
auch gute Seiten: „Wir dürfen viel 
Neues entwickeln und können 
kreativ sein, besonders in einer Zeit 
des Umbruchs, wie wir sie gerade 
erleben.“ Solche Veränderungspro-
zesse müssten zentral koordiniert 
werden, deshalb brauche jede 
Schule eine Leitung, meint sie.

Lange, vielleicht zu lange, haben 
sich die Politiker in den Ministe-
rien auf dieses Verantwortungsge-
fühl der Lehrer verlassen. Nun be-
kommen sie die Quittung dafür.

Dann aber trifft man beim Schul-
leiterkongress wieder auf Christof 
Maruschka, Direktor der Goethe-
schule im hessischen Dieburg. 
Würde er sich wieder für den Job 
bewerben? Er zögert. Sagt dann: 
„ Ja, ich würde es noch mal ma-
chen. Und zwar sehr gerne.“ 
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Die Gehälter  
von uns sind  
mit denen in der 
freien Wirtschaft 
nicht vergleichbar
Gisa Michaelis
Direktorin einer Oberschule 
 in Brandenburg

Peking warnt vor 
„explosivem“ Konflikt

C hina hat die USA scharf für ih-
ren Umgang mit den Span-
nungen auf der koreanischen 

Halbinsel und im Südchinesischen 
Meer kritisiert. Vor dem Hinter-
grund der laufenden Großmanöver 
der USA mit Südkorea und den neu-
en Drohungen Nordkoreas mit ei-
nem atomaren Präventivschlag 
warnte Chinas Außenminister Wang 
Yi vor der „explosiven“ Lage.

„Wenn die Spannungen außer 
Kontrolle gerieten, wäre es eine Kata-
strophe für alle Parteien“, sagte 
Wang Yi am Dienstag am Rande der 
Tagung des Volkskongresses vor der 
Presse in Peking. Alle Seiten sollten 
Maßnahmen vermeiden, die die La-
ge verschärften. Dazu rufe auch die 
Uno-Resolution nach dem jüngsten 
nordkoreanischen Raketentest auf. 
Die Entschließung unterstütze ferner 
eine Verhandlungslösung über die 
Sechsergespräche mit Nordkorea, 
China, den USA, Südkorea, Russland 
und Japan, hob Wang Yi hervor. Die 
Gespräche sind allerdings seit 2009 
eingefroren.

Eine harte Haltung nahm der Au-
ßenminister im Streit um die Inseln 
im Südchinesischen Meer ein, wo 
große Rohstoffvorkommen und 
wichtige Schifffahrtsstraßen liegen. 
Die Inselgruppen seien „integraler“ 
Teil chinesischen Territoriums, das 
jeder Chinese verteidigen müsse. 
Nachdem die US-Marine direkt vor 
Inseln gekreuzt hatte, um die Frei-
heit der Schifffahrt zu unterstrei-
chen, sagte Wang Yi: „Die Freiheit 
der Navigation bedeutet nicht, dass 
sie alles tun können, was sie wollen.“

Der Außenminister verteidigte den 
Aufbau von Militäranlagen auf den 
umstrittenen Inseln. China übe nur 

sein „Recht auf Selbstverteidigung“ 
aus und könne nicht der Militarisie-
rung beschuldigt werden. 

Das Südchinesische Meer liegt 
zwischen China, Vietnam, Malaysia 
und den Philippinen. Ein Drittel des 
weltweiten Schiffsverkehrs wird 
dort abgewickelt. China bean-
sprucht 90 Prozent des 3,5 Millio-
nen Quadratmeter großen Gebiets, 
darunter Inseln und Riffe, die teils 

mehr als 800 Kilometer von der chi-
nesischen, aber nur 220 Kilometer 
von der philippinischen Küste ent-
fernt liegen. Gebietsansprüche er-
heben ganz oder in Teilen auch Vi-
etnam, Taiwan, Malaysia, die Philip-
pinen und Brunei.

Im Verhältnis Chinas zu den USA 
gebe es „sowohl Kooperation als 
auch Spannungen“, sagte Wang Yi. 
Das sei vielleicht der „Normalzu-
stand“. Dagegen sprach er von ei-
ner positiven Entwicklung in den 
Beziehungen zu Europa. In der Ver-
gangenheit habe es häufiger Span-
nungen gegeben, aber Europa be-
trachte Chinas Entwicklung „zu-
nehmend auf eine objektive und 
sensible Weise“. Lobend äußerte 
sich Wang Yi über die „stabilen“ Be-
ziehungen zu Russland. HB

Chinas Außenminister kritisiert 
US-Großmanöver scharf.

90 %
des 3,5 Millionen 
Quadratmeter großen 
Südchinesischen Meeres 
werden von China 
beansprucht.

Chinas Außenhandel bricht ein

Stephan Scheuer
Peking

D er Exportweltmeister China 
schwächelt weiter. Im Febru-
ar brach der Außenhandel 

der zweitgrößten Volkswirtschaft 
unerwartet stark ein. Auch das 
Wachstum des weltgrößten Auto-
marktes schwächte sich trotz staat-
licher Steuererleichterungen ab.

Die Ausfuhren gingen im Ver-
gleich zum Vorjahreszeitrum um 
20,6 Prozent auf rund 822 Milliarden 
Yuan (115 Milliarden Euro) zurück. 
Die Einfuhren sanken um rund acht 
Prozent auf 612 Milliarden Yuan (85 
Milliarden Euro). Der Handel mit 
Europa ging um 9,7 Prozent zurück. 
Das Minus im Handel mit Deutsch-
land betrug sogar 12,3 Prozent.

Analysten werteten die schwa-
chen Handelszahlen als Frühindi-
kator für das Wirtschaftswachstum. 
Die internationale Nachfrage nach 
Waren „made in China“ falle als 
Wachstumstreiber in diesem Jahr 
aus, sagte Shen Jianguang von der 

japanischen Großbank Mizuho. 
Zwar fiel in diesem Jahr das chinesi-
sche Neujahrsfest auf den 8. Febru-
ar, was wegen der einwöchigen Fei-
ertage die Daten verzerre. Insge-

samt könne das jedoch nicht dem 
Befund eines deutlichen Handels-
rückgangs erklären. „Konjunktur-
programme der Regierung werden 
essenziell sein, um das Wirtschafts-

wachstum 2016 zu stabilisieren“, 
sagte Analyst Shen.

Auch von der für die deutschen 
Konzerne BMW, Daimler und Volks-
wagen wichtigen Autobranche gab 
es keine guten Neuigkeiten. Als der 
Autoabsatz im vergangenen Jahr zu-
rückgegangen war, hatte die Regie-
rung in Peking den Markt mit Steu-
ernachlässen auf Autokäufe aufge-
päppelt. Trotzdem blieb der Absatz 
zum Jahresauftakt hinter den Er-
wartungen zurück. 

Für Februar verzeichnete der 
Branchenverband PCA ein Minus 
von 3,7 Prozent auf 1,37 Millionen 
Fahrzeuge. Um das Neujahrsfest als 
Sondereffekt herauszurechnen, gab 
der Verband auch eine Gesamtzahl 
für Januar und Februar bekannt. 
Aber ebenso der Anstieg der Ab-
satzzahlen über beide Monate hin-
weg von 6,3 Prozent fiel schwächer 
als die Erwartungen aus.

Chinas Wachstumsziel von min-
destens sechs Prozent in diesem 
Jahr erscheine „völlig unrealis-
tisch“, argumentierten die Analys-

ten der Commerzbank: „Ein solides 
Wachstum bei gleichzeitig einbre-
chendem Außenhandel ist schwer 
vorstellbar.“ Der Rückgang der Im-
porte habe die Hoffnung zerstört, 
dass China die Nachfrage nach Roh-
stoffen mit Hilfe eines Konjunktur-
paketes ankurbeln werde. 

Ministerpräsident Li Keqiang hatte 
das Wachstumsziel am Wochenen-
de bekannt gegeben. Statt weiter die 
„Werkbank der Welt“ zu sein, sollen 
die Unternehmen innovativer wer-
den. Außerdem soll durch einen 
stärkeren Dienstleistungssektor der 
Binnenkonsum angekurbelt werden. 
„Die schleppenden Handelsbilanz-
zahlen sind ein Hinweis, dass eine 
weitere Abschwächung des Yuans 
wohl unvermeidlich ist“, schätzen 
die Analysten. Auch wenn die Zen-
tralbank ihre Verkäufe von Devisen-
reserven zur Stützung der Währung 
und des Finanzsystems fortsetze, 
dürfe die Wettbewerbsfähigkeit der 
Volksrepublik im internationalen 
Handel abnehmen.

Analysten sehen das Wachstumsziel der Volksrepublik für dieses Jahr bereits in Gefahr.

Arbeiter im Hafen von Schanghai: Besorgnis um den Exportweltmeister.

A
FPZu viel Stress, zu wenig Geld: 

Kaum ein Lehrer hat noch Lust auf 
den Schulleiterposten.
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